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Doppelheft 
Das Reichs bürgergeſetz 
* vom 15. September 1935 


Das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre 


vom 15. September 1935 
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mit Ausführungsverordnungen 
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Mit Überſichtstafeln 
| 

1. bis 20. Tauſend 5 

es | 
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Berlin 19360 Gedruckt in der Re ich druckerei 
* 9 2 — 2 _ 


Er 


Vorwort 


* 


Bald nach der Verkündigung des Reichsbürgergeſeses und des * 
Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſcden Ehre 
find wiederholt Anfragen nach einer allgemeinverſtändlichen Zufar - 
menſtellung über den Inhalt dieſer beiden grundlegenden Seſetze 
beim Reichsausſchuß für Volksgeſundheitsdienſt eingegangen. 

Wir haben daher dieſem Bedürfnis mit Heft 16 Rechnung getragen 
und einen Auszug aus der grundſätzlichen Abhandlung des Herrn 
Reichs- und Preußiſchen Miniſters des Innern Dr. Fric aus der 
* Deutſchen Juriſten⸗Zeitung Nr. 23 vom 1. Dezember 1935 S. 139 
* beigefügt. 

Wir bringen ferner zum beſſeren Verſtändnis Aberſichtstafeln mas 
einem Entwurf von Willi Hackenberger. 


- 


Berlin, im Januar 1936. 8 


8 Alle Rechte vorbehalten 
Copyright by Reichsausſchuß für Volksgeſundheitsdienſt 


| Reichs bürgergeſetz 


Vom 25. September 1935 


Der Reichstag hat einftimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: 
81 
(1) Staatsangeböriger ift, wer dem Schutzverband des Deutſchen Reiches an- 
gehört und ihm dafür defonders verpflichtet iſt. 
(2) Die Staatsangedsrigkeit wird nach den Vorſchriften des Reichs · und 
Staatsangehörigkeitsgeſeses erworben. 


* 
82 
(1) Reichsbürger iſt m Staatsangehörige deutſchen oder artrerwandten 
Blutes, der durch ſein en beweiſt, daß er gewillt und geeignet iſt, in 


Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen. 
(2) Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefes 

1 erworben. 

(3) Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der vollen politiſchen Rechte 
nach Maßgabe der Geſetze. ” 
ö 8 3 

Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Stellver- 
treter des Führers die zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes erforder- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


Nurnberg, den 15. September 1935, am Reichsparteitag der Freiheit. 


* 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
* Der Reichsminiſter des Innern 4 
* Frick 
1 * 


= 


* 
Reichsgeſetzblatt 1 S. 1146 Nr. 100 vom 16. September 1935. 


Erſte Verordnung zum Reichs bürgergeſetz 
Vom 14. November 1935 


Auf Grund des $3 des Reihsbürgergeieses vom 15. September 1935 (Reichs · 
geſetzbl. I S. 1146) wird folgendes verord get 


81 


(1) Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichsbürgerbrief gelten 
vorläufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichs dürgergeſetzes das Reichstagswahl ⸗ 
recht beſeſſen haben, oder denen der Reibsminifter des Innern im Ein 
mit dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht verleiht. 


(2) Der Reichsminiſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers das vorläufige Neichsbürgerrecht entziehen. 


82 


(1) Die Vorſchriften des §1 gelten auch für die ftaatsangebörigen jüdiſchen 
Miſchlinge. 
(2) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Kaffe nach voll- 


jüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er nicht nach 88 Art. 2 als Jude 


gilt. Als volljüdiſch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehört hat. 


83 
Nur der Reihsbürger kann als Träger der vollen pelitiihen Rechte das 
Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten ausüben uud ein öffentliches Amt 
bekleiden. Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm ermächtigte Stelle 
kann für die Abergangszeit Ausnahmen für die Zulaſſung zu öffentlichen Amtern 
geſtatten. Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht berührt. 


St 

(1) Ein Jude kann nicht Reihsbürger fein. Ihm febt ein Stimmrecht in 
politiſchen Angelegenheiten nicht zu; er kann ein öffentiicdes Amt nicht bekleiden. 

(2) Jüdiſche Beamte treten mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den Ruhe⸗ 
ſtand. Wenn dieſe Beamten im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich 
oder für feine Verbündeten gekämpft haben, erhalten He dis zur Erreichung der 
Altersgrenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt dezogenen rubeaebaltsjähigen 
Dienſtbezüge; fie ſteigen jedoch nicht in Dienftaltersitufen auf. Nach Erreichung 
der Altersgrenze wird ihr Ruhegehalt nach den letzten rubeachaltsfähigen Dienſt⸗ 
bezügen neu berechnet. 

(3) Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht berührt. 


(4) Das Dienſtverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt 
bis zur Neuregelung des jüdiſchen Schulweſens unberührt. 


u 


b 
2 | 


85 
(1) Jude ift, wer von mindeſtens drei der Naſſe nach volljüdiſchen Großeltern 
abftammt. 82 Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung. 
(2) Ats Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großeltern abſtammende 
ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling, 

=) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Neligionsgemeinſchaft angehört 
dat oder danach in ſie aufgenommen wird, 

der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet war oder ſich 
danach mit einem ſolchen verheiratet, 

e) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Abſatzes 1 ſtammt, die 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und 
der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) ge- 
ſchloſſen iſt, 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne des Ab⸗ 
ſatzes 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich geboren wird. 


86 


(1) Soweit in Reichsgeſetzen oder in Anordnungen der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen Anforderungen an die Rein- 
beit des Blutes geſtellt werden, die über $5 hinausgehen, bleiben ſie unberührt. 


(2) Sonſtige Anforderungen an die Reinheit des Blutes, die über §5 hinaus: 
gehen, dürfen nur mit Zuftimmung des Reichsminiſters des Innern und des 
Stellvertreters des Führers geſtellt werden. Soweit Anforderungen dieſer Art 
bereits beſtehen, fallen ſie am 1. Januar 1936 weg, wenn fie nicht von dem 
Veichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
zugelaffen werden. Der Antrag auf Zulaſſung iſt bei dem Reichsminiſter des 
Innern zu ſtellen. 

8 7 


Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorſchriften der 
ra Sperordnungen erteilen. 


ur 
Bertin den 14. November 1935. 


* Der Führer und Reichskanzler 


| Adolf Hitler 


2 Der Reichsminiſter des Innern 


Frick 
Der Stellvertreter des Führers 


N. Heß 
Reichsminister ohne Geſchäftsbereich 


Reichsgeſetzblatt I S. 1333 Nr. 125 vom 14. November 1935, 


Zweite Verordnung zum Reichs bürgergeſetz 
Vom 21. Dezember 1935 


Auf Grund des $3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1146) wird folgendes verordnet: 


81 


(1) Beamte im Sinne des 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung vom 14. Novem- 
ber 1935 zum Reichsbürgergeſetz (Reichsgeſetzbl. I S. 1333) find unmittelbare und 
mittelbare Beamte des Reichs — mit Ausnahme der Notare, denen die Gebüh— 
ren ſelbſt zufließen —, unmittelbare und mittelbare Beamte der Länder und Be- 
amte der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie Beamte von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts. Als Beamte im Sinne dieſer Vorſchriſt gelten auch Be⸗ 
dienſtete der Träger der Sozialverſicherung, welche die Rechte und Pflichten der 
Beamten haben. 5 


(2) Zu den Beamten im Sinne des 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz gehören auch die Beamten, die unter Gewährung ihrer vollen 
Bezüge oder eines Teiles ihrer Bezüge vom Amt enthoben find, die Lehrer im 
öffentlichen Schuldienſt und die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, fo- 
weit ſie nicht von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind. 


(3) Als Beamte im Sinne des 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs- 
bürgergefe gelten ferner die Honorarprofeſſoren, die nicht beamteten außer⸗ 
ordentlichen Profeſſoren und die Privatdozenten an wiſſenſchaftlichen Hoch⸗ 
ſchulen. Bei ihnen tritt an die Stelle des Abertritts in den Rubeitand die Ent. 
ziehung der Lehrbefugnis; das gleiche gilt für die von ihren amtlichen Verp 
tungen entbundenen Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 

(4) Die Beſtimmungen des 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs 
bürgergeſetz gelten ſinngemäß für die Angehörigen der Wehrmacht. 

(5) Warteſtandsbeamte, die im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich 
oder für feine Verbündeten gekämpft haben, erhalten als Ruhegehalt ihr Warte⸗ 
geld bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ſie auf Grund der allgemeinen Vorſchriften 
fonft in den endgültigen Ruheſtand getreten wären; als Ruhegehalt erhalten fie 
ihr Wartegeld auch dann, wenn ſie zum Zeitpunkt ihres Ausſcheidens als nicht 
planmäßige Beamte voll beſchäftigt waren. 

(6) Iſt gegen einen Beamten (Abſ. 1 bis 4) ein förmliches Diſziplinarverfahren 
anhängig, ſo kann dieſes mit dem Ziele der Aberkennung des Ruhegehalts und 
der Amtsbezeichnung fortgeführt werden. 


82 
(1) Beamten im Sinne des 84 Abſ. 2 Satz 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz, die beim Übertritt in den Ruheſtand nach den allgemeinen 
verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht erdient hatten 
oder die überhaupt keinen Anſpruch auf Ruhegehalt haben, kann bei Würdig⸗ 
keit und Bedürftigkeit ein jederzeit widerruflicher Anterhaltszuſchuß gewährt 
werden. 


4 


“ 


(2) Der Anterhaltszuſchuß wird nach Richtlinien bewilligt, die der Neichs⸗ 
miniſter der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
erläßt. Die Richtlinien ſind für die Gemeinden und Gemeindeverbände und die 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts verbindlich. 

) Den Beamten nach Abf.! dieſer Vorſchrift werden gleichgeſtellt die Notare, 
denen die Gebühren ſelbſt zufließen. Aber die Gleichſtellung anderer Gruppen 
von nicht beamteten Trägern eines öffentlichen Amtes entſcheidet der Reichs. 
minifter des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 

() Wird einem Beamten, der beim Übertritt in den Ruheſtand nach den all- 
gemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht er- 
dient hatte, ein Anterhaltszuſchuß bewilligt, ſo findet eine Nachverſicherung nach 
Maßgabe der reichsgeſetzlichen Sozialverſicherung nicht ſtatt. In den Fällen, 
in denen der Anterhaltszuſchuß widerrufen wird oder der Anterhaltszuſchuß 
zeitlich beſchränkt bewilligt worden iſt, finden die Vorſchriften der Reichsver- 
ſicherung über die Nachverſicherung von Perſonen, die von der Verſicherungs⸗ 
pflicht befreit find, vom Zeitpunkt des Widerrufs oder des Fortfalls des Anter⸗ 
haltszuſchuſſes ab Anwendung. Hierbei gilt die Zeit zwiſchen dem Ausſcheiden 
und der Nachverſicherung als Erſatzzeit für die Erhaltung der Anwartſchaft. 


83 
Die Reichsbank und die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft werden ermächtigt, 
dem 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz und dem 82 dieſer 
Verordnung entſprechende Beſtimmungen zu erlaſſen. 


8 4 


(1) Bei Beamten im Sinne des 84 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs. 
bürgergejeß, die beim Abertritt in den Ruheſtand nach den allgemeinen ver- 
jorsungstehtlihen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht erdient hatten oder 
die überhaupt keinen Anſpruch auf Ruhegehalt haben, ſowie bei den Notaren, 


denen die Gebühren ſelbſt zufließen, finden auf die Kündigung von Mietverhält- 


niſſen über Räume, die fie für ſich oder ihre Familie gemietet haben, die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über das Kündigungsrecht der durch das Geſetz zur Wie- 
der des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen vom 7. April 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 187) entſprechende Anwendung. Die Kündigung muß für 
den 31. März 1936 erfolgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 31. Januar 1936 
zugehen. 

(2) Das gleiche gilt für Mietverhältniſſe der Angeſtellten von Notaren, die 
durch das Ausſcheiden des Notars ſtellungslos geworden ſind. 


8 5 
(1) Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne des 84 Abſ. 1 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz find neben den Beamten die Perſonen, die dazu 
beſtellt find, obrigkeitliche oder hoheitliche Aufgaben zu erfüllen. 
(2) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen, ob ein öffentliches Amt im Sinne 
dieſer Beſtimmung vorliegt. 


* 


7 7 


(3) Aus Veurlaubungen oder ſonſtigen behördlichen Maßnahmen, die gegen 
Träger eines öffentlichen Amtes im Hinblick auf das Reichsbürgergeſetz getroffen 
ſind, können Anſprüche nicht hergeleitet werden. 

(4) Amtshandlungen find nicht deshalb rechtsunwirkſam, weil der Träger des 
öffentlichen Amtes im Sinne des Abſatzes 1 ſie nach dem 14. November 1935 vor⸗ 
genommen hat, obwohl er zu dieſem Zeitpunkt nach 84 Abf. 1 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz bereits ausgeſchieden war. * 

(5) War ein Notar, der auf Grund des 84 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum 
Neichsbürgergeſetz ausgeſchieden iſt, beurlaubt, und hat aus dieſem Grunde ein 
Gericht oder eine andere Behörde eine zur Zuſtändigkeit des Notars gehörende 
Amtshandlung vorgenommen, ſo können hieraus Bedenken gegen die Wirkſamkeit 
dieſer Handlung nicht hergeleitet werden. 

8 6 — 

(1) Die Beſtimmung des 84 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz über die Bekleidung eines öffentlichen Amtes gilt auch für die Stellung des 
leitenden Arztes an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie freien gemeinnützigen 
Krankenanſtalten und des Vertrauensarztes. 

(2) Jüdiſche leitende Arzte an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie freien ge- 
meinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Vertrauensärzte jheiden mit dem 
31. März 1936 aus ihrer Stellung aus. Beſtehende Verträge erlöjhen mit dem 
gleichen Zeitpunkt. 

(3) Jüdiſche Krankenhäuſer werden von dieſer Regelung nicht betroffen. 

(4) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern nach An⸗ 
hörung der Reichsärztekammer. 8 

— 


Berlin, den 21. Dezember 1935. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Stellvertreter des Führers 


R. Heß 
Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 


Der Reichs miniſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Reichsgeſetzblatt I S. 1524 Nr. 145 vom 23. Dezember 1935. 


mer, 


Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre 


Vom 15. September 1935 


Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutſchen Blutes die 
Vorausſetzung für den Fortbeſtand des Deutſchen Volkes iſt, und beſeelt von 
dem unbeugſamen Willen, die Deutſche Nation für alle Zukunft zu ſichern, hat der 
Reichstag einſtimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

81 

(1) Eheſchließungen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes ſind verboten. Trotzdem geſchloſſene Ehen ſind nichtig, 
auch wenn ſie zur Amgehung dieſes Geſetzes im Ausland geſchloſſen ſind. 

(2) Die Nichtigkeitsklage kann nur der Staatsanwalt erheben. 


82 
Außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes iſt verboten. 
83 
Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes 
unter 45 Jahren in ihrem Haushalt nicht beſchäftigen. 


8 4 
(1) Juden iſt das Hiſſen der Reichs und Nationalflagge und das Zeigen der 
Reichsfarben verboten. 
(2) Dagegen iſt ihnen das Zeigen der jüdiſchen Farben geſtattet. Die Aus- 
übung dieſer Befugnis ſteht unter ſtaatlichem Schutz. 


85 
(1) Wer dem Verbot des §1 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus beftraft. 
(2) Der Mann, der dem Verbot des §2 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
oder mit Zuchthaus beſtraft. 

(3) Wer den Beſtimmungen der §83 oder 4 zuwiderhandelt, wird mit Ge— 
fänanis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
86 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Stellver- 
treter des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz die zur Durchführung und 

Ergänzung des Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 
8 7 
Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung, 83 jedoch erſt am 1. Januar 
1936 in Kraft. 


Nürnberg, den 15. September 1935, am Reichsparteitag der Freiheit. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern Der Reichsminiſter der Juſtiz 


Frick Dr. Gürtner ‘ 
Der Stellvertreter des Führers 
N. Heß 
Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 


Reichsgeſetzblatt I S. 1146 Nr. 100 vom 16, September 1935. 


Erſte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
Vom 14. November 1935 


Auf Grund des 86 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1146) wird folgendes 
verordnet: 

81 


(1) Staatsangehörige ſind die deutſchen Staatsangehörigen im Sinne des 
Reichsbürgergeſetzes. 

(2) Wer jüdiſcher Miſchling iſt, beſtimmt §2 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
vom 14. November 1935 zum Reichsbürgergeſetz (Reichsgeſetzbl. I S. 1333). ’ 

(3) Wer Jude ift, beſtimmt $5 der gleichen Verordnung. 


82 
Zu den nach 81 des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen gehören auch die 
Eheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, 
die nur einen volljüdiſchen Großelterntell haben. 
5 


8 3 

(1) Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge mit zwei voludsſchden Großeltern 
bedürfen zur Eheſchließung mit Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes oder mit ſtaatsangehörigen jüdiſchen Mifchlingen, die nur einen voll- 
jüdiſchen Großelternteil haben, der Genehmigung des Neichsminiſters des J 
und des Stellvertreters des Führers oder der von ihnen beftimmten Stelle. 

(2) Bei der Entſcheidung find insbeſondere zu berüdfihtigen die körperlichen, 
ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften des Antragſtellers, die Dauer der 
Anſäſſigkeit ſeiner Familie in Deutſchland, ſeine oder ſeines Vaters Teilnahme 
am Weltkrieg und ſeine ſonſtige Familiengeſchichte. 

(3) Der Antrag auf Genehmigung iſt bei der höheren Verwaltungs behörde zu 
ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

(4) Das Verfahren regelt der Reihsminifter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers. 


8 4 


Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 


85 
Die Ehehinderniſſe wegen jüdischen Bluteinſchlages find durch §! des Geſetzes 
und durch 882 bis 4 dieſer Verordnung erſchöpfend geregelt. 


86 
Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine die Rein ⸗ 
erhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt. 


* .. 


10 


87 
Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das Ehetauglichkeitszeugnis 
(S2 des Shegeſundheitsgeſetzes vom 18. Oktober 1935 — Reichsgeſetzbl. l S. 1246)“ 
nachzuweiſen, daß kein Ehehindernis im Sinne des 86 dieſer Verordnung vor- 
liegt. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis verſagt, ſo iſt nur die Dienſtaufſichts⸗ 
dec werde zuläſſig. 


8 8 
(3) Die Nichtigkeit einer entgegen dem SU des Geſetzes oder dem 82 dieſer 
Verordnung geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitsklage geltend 
gemacht werden. 
(2) Für Ehen, die entgegen den 883,4 und 6 geſchloſſen worden find, treten 
die Folgen des $1 und des 85 Abf. des Geſetzes nicht ein. 


89 
Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, jo iſt vor einer 
Verſagung des Aufgebotes wegen eines der im $1 des Geſetzes oder in den 
882 bis 4 dieſer Verordnung genannten Ehehinderniſſe ſowie vor einer Ber: 
ſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes in Fällen des 86 die Entſcheidung des 
Reichsminiſters des Innern einzuholen. 


8 10 

Eine Ehe, die vor einer deutſchen Konſularbehörde geſchloſſen iſt, gilt als im 
Inlande geſchloſſen. 

811 

Außerehelicher Verkehr im Sinne des 82 des Geſetzes iſt nur der Geſchlechts⸗ 
verkehr. Strafbar nach 85 Abſ. 2 des Geſetzes iſt auch der außereheliche Verkehr 
zwichen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen voll- 
janiihen Großelternteil haben. * 

8 12 
.) Ein Haushalt iſt jüdiſch Es des Geſetzes), wenn ein jüdiſcher Mann 
Hausbaltungsvorſtand iſt oder der Hausgemeinſchaft angehört. 

(2) Im Haushalt beſchäftigt iſt, wer im Nahmen eines Arbeitsverhältniſſes 
in die Hausgemeinſchaft aufgenommen iſt, oder wer mit alltäglichen Haushalts- 
arbeiten oder anderen alltäglichen, mit dem Haushalt in Verbindung ſtehenden 
Arbeiten beſchäftigt iſt. 


Die in Frage kommenden Punkte des Ehegeſundheitsgeſetzes lauten: 
$ 1. (1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 
a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche 
Schädigung der Gefundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 
b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht, 
©) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiftigen Störung leidet, die die Ehe für 
die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, 
d) n Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſetzes zur Verhütung erblichen Nach⸗ 
f et. £ 
(2) Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Buchſtabe d fteht der Eheſchlie nicht entgegen, wenn der andere 
Verlobte unfruchtbar iR. * 8 0 = eee eee 
8 2. Vor der Eheichließung haben die Verlobten durch ein is des Geſundheitsamtes (Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis) nachzuweiſen, daß en Ehehmdernis nach $ 1 nicht 3 e e 


* « 
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(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes, die 
beim Erlaß des Geſetzes in einem jüdiſchen Haushalt beſchäftigt waren, können 
in dieſem Haushalt in ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis bleiben, wenn ſie 
bis zum 31. Dezember 1935 das 35. Lebensjahr vollendet haben. 

(4) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz noch ihren dauernden 
Aufenthalt im Inlande haben, fallen nicht unter dieſe Vorſchrift. ! 


8 13 1 
Wer dem Verbot des 83 des Geſetzes in Verbindung mit § 12 dieſer Ver— 
ordnung zuwiderhandelt, iſt nach 85 Abs. 3 des Geſetzes ſtrafbar, auch wenn er 
nicht Jude iſt. 
8 14 
Für Verbrechen gegen 85 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes iſt im erſten Rechtszuge 
die große Strafkammer zuſtändig. 
8 15 
Soweit die Vorſchriften des Geſetzes und ſeiner Ausführungsverordnung ſich 
auf deutſche Staatsangehörige beziehen, ſind ſie auch auf Staatenloſe anzuwenden, 
die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben. Staatenloſe, 
die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, fallen nur 
dann unter dieſe Vorſchriften, wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit 
beſeſſen haben. 
8 16 
(1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorſchriften des 
Geſetzes und der Ausführungsverordnungen erteilen. 
(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf der Zuſtim. 
mung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern. 


8 17 


Die Verordnung tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des §7 beſtimmt der Reichsminifter des 
Innern; bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifels 
fällen vorzulegen. 


Berlin, den 14. November 1935. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Stellvertreter des Führers 


RN. Heß 
Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Reichsgeſetzblatt ! S. 1333 Nr. 125 vom 14. November 1935. 
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Das Reichs bürgergeſetz und das Geſetz zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 


vom 15. September 1935 
Von Reichs miniſter Dr. Frick, Berlin“) 


Die Erkenntnis, welche Bedeutung der Löſung der Raſſenfrage für das deutſche 
Zelt zukommt, blieb wie jo viele andere lebenswichtige Erkenntniſſe der national⸗ 
sozialiftiihen Bewegung vorbehalten. Nach den Erfahrungen der Geſchichte und 
den Lehren der Bevölkerungswiſſenſchaft hängt der Beſtand eines Volkes weſent⸗ 
lich davon ab, daß ſein Blut rein und geſund erhalten wird. Wenn auch äußere 
Verhältniſſe das Leben eines Volkes zu beeinfluſſen vermögen, die ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung wird immer der Tatſache zukommen, ob ein Volk ſich ſeine 
blutgebundene Art zu bewahren verſteht. Denn auf dieſer Eigenart eines Volkes 
beruhen ſein Weſen, ſeine Kultur, ſeine Leiſtungen uſw. Erhält ein Volk ſein 
Blut dagegen nicht rein, ſondern nimmt es Beſtandteile eines andersgearteten 
Blutes in ſich auf, ſo iſt die notwendige Folge, daß in ſeiner Einheit und Ge— 
ſchloſſenheit ein Bruch entſteht und feine Eigenart verlorengeht. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat bereits in ihrem Programm Richt⸗ 
linien feſtgelegt, die dieſen Erkenntniſſen Rechnung tragen. Ausgehend von der 
Tatſache, daß das Raſſenproblem für Deutſchland das Judenproblem bedeutet, 
ſollen danach die Angehörigen des jüdiſchen Volkes von jedem Einfluß auf das 
Eigenleben des deutſchen Volkes ausgeſchaltet werden. Die Punkte 4 bis 6 des 
Programms lauten: 

4. Staatsbürger kann nur fein, wer Volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe kann nur 
fein, wer deutſchen Blutes iſt, ohne Rückſicht auf Konfeſſion. Kein Jude 
kann daher Volksgenoſſe ſein. 

5 Wer nicht Staatsbürger ift, ſoll nur als Gaſt in Deutſchland leben können 
und muß unter Fremdengeſetzgebung ſtehen. 


. Das Recht, über Führung und Geſetze des Staats zu beſtimmen, darf nur 


dem Staatsbürger zuſtehen. Daher fordern wir, daß jedes öffentliche Amt, 
gleichgültig welcher Art, gleich ob in Reich, Land oder Gemeinde, nur durch 
Staatsbürger bekleidet werden darf. 


Auf der Grundlage dieſer Programmſätze regelt das Reichsbürgergeſetz, das 
ebenſo wie das Reichsflaggengeſetz und das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre von dem auf dem Parteitag der Freiheit ver- 
ſammelten Reichstag am 15. September 1935 einſtimmig angenommen wurde, 
die künftige Geſtaltung des politiſchen Lebens in Deutſchland: Das Deutſche 
Meich dem deutſchen Volke. 


Das Reichsbürgergeſetz unterſcheidet zwiſchen dem »Staatsangehörigen« und 


dem »Reihsbürger«. Durch die Trennung dieſer Begriffe wird mit einem Haupt 
grundſatz der liberaliſtiſchen Zeit gebrochen. Danach beſaßen alle Staatsan- 
gehörigen ohne Rückſicht auf Naſſe, Volkstum, Konfeſſion u. dgl. gleiche Rechte 
und Pflichten. Heute iſt die äußere Zugehörigkeit zum deutſchen Staatsverband 
für den Beſitz der ſtaatsbürgerlichen Rechte und für die Heranziehung zu den 


*) Aus der ⸗Deutſchen Juriſten⸗Zeitung⸗ S. 1390 Nr. 23 vom 1. Dezember 1935. 
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Haatsbürgerlihen Pflichten nicht mehr ausſchlaggebend. Der Begriff der Staats⸗ 
angehörigkeit dient vielmehr in erſter Linie der Abgrenzung des Deutſchen vom 
Ausländer und vom Staatenloſen. Die Eigenſchaft als Staatsangehöriger iſt 
daher unabhängig von der RNaſſezugehörigkeit des einzelnen. Staatsangehöriger 
iſt vielmehr jeder, der nach den Vorſchriften des Reichs- und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſetzes die deutſche Staatsangehörigkeit erworben hat und demgemäß dem 
Schutzverband des Deutſchen Reiches angehört. 

Reichsbürger iſt demgegenüber nur der Staatsangehörige, dem der Vollbeſitz 
der politiſchen Rechte und Pflichten zuſteht. Die Erlangung des Reihsbürger- 
rechts iſt insbeſondere von der Erfüllung zweier Vorausſetzungen abhängig. 
Grundſätzlich kann niemand Reichsbürger werden, der nicht deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes (deutſchblütig) iſt; ferner aber muß er durch ſein Verhalten 
den Willen und die Eignung zum Dienſt am deutſchen Volke bekunden. 

Da die Deutſchblütigkeit eine Vorausſezung des Reichsbürgerrechts bildet, 
kann kein Jude Reichsbürger werden. Dasjelbe aber gilt auch für die Angehörigen 
anderer Raſſen, deren Blut dem deutſchen Blut nicht artverwandt iſt, z. B. für 
Zigeuner und Neger. 

Das deutſche Blut bildet keine eigene Naſſe. Das deutſche Volk ſetzt ſich viel . 
mehr aus Angehörigen verſchiedener Raſſen zuſammen. Allen dieſen Raffen 
aber iſt eigentümlich, daß ihr Blut ſich miteinander verträgt und eine Blut⸗ 
miſchung — anders wie beim nicht artverwandten Blut — keine Hemmungen 
und Spannungen auslöſt. 8 

Dem deutſchen Blut kann daher unbedenklich auch das Blut derjenigen Völker 
gleichgeſtellt werden, deren raſſiſche Zuſammenſetzung der deutihen verwandt iſt. 
Das iſt durchweg bei den geſchloſſen in Europa ſiedelnden Völkern der Fall. 
Das artverwandte Blut wird mit dem deutſchen nach jeder Ristung bin gleich 
behandelt. Reichsbürger können daher auch die Angehörigen der in Deutſchland m 
wohnenden Minderheiten, z. B. Polen, Dänen uſw., werden. 

Das Reihsbürgerrecht wird durch Verleihung des Neichsbürgerbriefes er- 
worben. Die Vorausſetzungen für den Erwerb im einzelnen werden noch feit- 
gelegt werden. Insbeſondere wird dabei auch beſtimmt werden, wie der Nach- 
weis des Willens und der Eignung zum Dienſt am deutſchen Volke zu erbringen 
iſt. Ableiſtung der Arbeitsdienſtpflicht und der Wehrpflicht wird dabei regel⸗ 
mäßig verlangt werden müſſen. Auch die Erreichung eines beſtimmten Lebens- 
alters wird vorgeſchrieben werden. Es muß aber hervorgehoben werden, daß 
nicht daran gedacht iſt, die Verleihung des Reichsbürgerrechts etwa nur auf die 
Mitglieder der NSDAP, alſo einen Bruchteil der deutſchen Staatsangehörigen, 
zu beſchränken. Es iſt vielmehr in Ausſicht genommen, die große Maſſe des 
deutſchen Volkes zu Reichsbürgern zu machen. Ausnahmen werden nur bei 
ſolchen Perſonen, die ſich gegen Reich oder Volk vergehen, die zu Zuchthaus 
ſtrafen verurteilt ſind, oder in ähnlichen Fällen gemacht werden. 

Dieſe Abſicht hat bereits ihren Niederſchlag in der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935 (RGBl. 1 S. 1333) gefunden. Die 
endgültige Verleihung des Reichsbürgerrechts wird noch geraume Zeit auf ſich 
warten laſſen müſſen, da fie von der Erledigung einer umfangreichen Verwal⸗ 
tungsarbeit abhängig iſt. Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichs- 
bürgerbrief gelten daher vorläufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichsbürger⸗ 
geſetzes, d. h. am 30. September 1935, das Reichstagswahlrecht beſeſſen haben 
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oder denen der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Stell⸗ 
vertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht verleiht. Die Möglich- 
keit einer beionderen Verleihung des vorläufigen Reichsbürgerrechts mußte vor- 
aeieben werden, um insbeſondere die heranwachſende Jugend und Neueinge- 
bürgerte in den Beſitz des Reichsbürgerrechts bringen zu können. 

Dee Beſtimmungen über den Verluſt des endgültigen Reichsbürgerrechts 
wargeſehen werden, jo mußte auch die Möglichkeit geſchaffen werden, das vor- 
ge Reichsbürgerrecht zu entziehen, wenn ſich der Inhaber feiner nicht würdig 
meift. Dieſe Entſcheidung kann der Reichsminiſter des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Stellvertreter des Führers ausſprechen. 

Der Reihsbürger iſt der alleinige Träger der politiſchen Rechte nach Maßgabe 
der Geſetze. Ihm allein ſteht daher auch das Stimmrecht in politiſchen Angelegen— 
beiten zu. Er iſt auch allein berechtigt, ein öffentliches Amt auszuüben. Jedoch 
kann der Reichsminiſter des Innern für die Übergangszeit allgemein oder im 
Einzelfall Ausnahmen für die Zulaſſung zu öffentlichen Amtern geſtatten, um 
insbeſondere Perſonen, die ihrem Lebensalter nach das Reichsbürgerrecht noch 
nicht erwerben können, den Eintritt in die Beamtenlaufbahn, zumal in den Vor⸗ 
bereitungsdienſt, zu ermöglichen. 

Da ein Jude nicht Reichsbürger ſein kann, war eine Vorſchrift notwendig, die 
cin för allemal klarſtellt, wer als Jude anzuſehen iſt. Dies iſt im §5 der Erſten 
Derordmung zum Reichsbürgergeſetz geſchehen. 

Aus der Tatſache, daß ein Jude nicht Reichsbürger ſein kann, folgt, daß er in 
jeder Beziehung von der Mitwirkung in öffentlich -rechtlichen Angelegenheiten 
gusgeſchloſſen iſt. Die im Amt befindlichen jüdiſchen Beamten müſſen daher aus- 
iheiden: ße treten mit Ablauf des 31. Dezembers 1935 in den Ruheſtand. Dabei 
erhalten die das erdiente Ruhegehalt; für Frontkämpfer unter ihnen iſt eine 
Sonderregelung dahin getroffen, daß fie bis zur Erreichung der Altersgrenze das 
rs: Dogene Gehalt als Ruhegehalt beziehen. 

Dor Trennung des deutſchen Volkes vom jüdiſchen Volke konnte ſich jedoch 
ee ui das öffentlich- rechtliche Gebiet beſchränken. Von ebenſo großer Bedeu— 
g die Durchführung der Trennung auf perſönlichem Gebiet. Es muß unter 
Imitänden verhütet werden, daß dem deutſchen Volke neues jüdiſches Blut 
Aust wird. Infolgedeſſen iſt die eheliche wie die außereheliche Verbindung 
von Juden und deutſchblütigen Perſonen verboten und unter Strafe geſtellt. 
Trotzdem geſchloſſene Ehen find nichtig. Hiervon abgeſehen aber bleibt die bürger- 
lich-rechtliche Stellung der Juden unberührt. Insbeſondere unterliegen fie auch 
im Wirtſchaftsleben nur den geſetzlich feſtgelegten Beſchränkungen. 

Die Miſchlinge erfahren grundſätzlich eine beſondere Behandlung. Da ſie nicht 
Juden ſind, können ſie nicht den Juden, da ſie nicht Deutſche ſind, können ſie nicht 
den Deutſchen gleichgeſtellt werden. Sie haben daher zwar grundſätzlich die Mög- 
lichkeit, das Reichsbürgerrecht zu erwerben, wie ſchon die Ausdehnung des vor- 
läufigen Reichsbürgerrechts auf die Miſchlinge dartut. Dagegen bleiben fie den 
Beſchränkungen unterworfen, die in der bisherigen Geſetzgebung und den An- 
ordnungen der NSDAP und ihrer Gliederungen ausgeſprochen find. Ihnen iſt 
daher auch in Zukunft weder der Zugang zum Beamtentum und verſchiedenen 
anderen Berufen eröffnet, noch können fie Mitglied der NSDAP oder ihrer 
Gliederungen ſein. In wirtſchaftlicher Hinſicht find fie dagegen den deutjch- 
blütigen Perſonen vollſtändig gleichgeſtellt. Soweit ferner durch Anordnungen 
von Organiſationen der verſchiedenſten Art einſchließlich der der NSDAP an- 
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ausgeſchloſſen find, fallen dieſe Anordnun am 1. Januar 1936 weg, wenn ſie 
nicht vom Reihsminifter des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers zugelaſſen werden. 10 

Im übrigen mußte dafür Sorge getragen werden, die Miſchlinge möglichſt 
bald zum Verſchwinden zu bringen. Dies iſt einmal dadurch erreicht, daß man 
die überwiegend zum Judentum tendierenden Miſchlinge dem Judentum zu⸗ 
geſchlagen hat; es iſt auf der anderen Seite dadurch erreicht, daß man den Mifch- 
lingen mit zwei volljüdiſchen Großeltern die Eheſchließung mit deutſchblütigen 
Perſonen nur mit Genehmigung geſtattet. Antereinander bleibt ihnen die Ehe⸗ 
ſchließung zwar erlaubt, nach den Erfahrungen der mediziniſchen Wiſſenſchaft iſt 
jedoch bei einer Verbindung von Miſchlingen untereinander nur mit einer ge⸗ 
ringen Nachkommenſchaft zu rechnen, wenn beide Teile je zur Hälfte dieſelbe 
Blutszuſammenſetzung aufweiſen. Den Miſchlingen mit nur einem jüdiſchen 
Großelternteil wird dagegen durch die ohne weiteres zuläſſige Eheſchließung mit 
deutſchblütigen Perſonen das Aufgehen im Deutſchtum erleichtert. Am dies nicht 
zu verzögern, iſt ihnen die Eheſchließung untereinander verboten. 

Das RNeichsbürgergeſetz und das Blutſchutzgeſetz ſowie die dazu ergangenen 
Ausführungsverordnungen verfolgen nicht den Zweck, die Angehörigen des jüdi⸗ 
ſchen Volkes nur um ihrer Volkszugehörigkeit willen ſchlechter zu ſtellen. Die 
Ausſchaltung des Judentums aus dem deutſchen öffentlichen Leben und die Ver⸗ 
hinderung weiterer Naſſenmiſchung find vielmehr gebieteriſche Notwendigkeiten, 
wenn der Fortbeſtand des deutſchen Volkes geſichert bleiben ſol. Die Lebens— 
möglichkeit ſoll den Juden in Deutſchland nicht abgeſchnitten werden. Das deutſche 
Schicksal aber geſtaltet in Zukunft lediglich das deutſche Volk. 


* 
geſchloſſenen Verbände Miſchlinge von der S zu dieſen Organ 


Überſichtstafeln 
zum 
Reichs bürgergeſetz 
vom 15. September 1935 
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Geſetz zum Schutze des deutſchen 
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vom 15. September 1935 
nach der Ausführungsverordnung vom 
14. November 1935 


Von 


Willi Hackenberger 
Propagandaleiter 
des Reichsausſchuſſes für 
Volksgeſundheitsdienſt 
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Erläuterung der Bildtafeln 
von Gerichtsaſſeſſor Hans⸗Joachim Lemme 
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Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Juden, Miſchlingen und Deutſchblütigen. 
Erkenntnismerkmal für die Zugehörigkeit zu einer dieſer Gruppen iſt die völkiſche 
Zugehörigkeit der Großeltern. 

Als Juden werden diejenigen angeſehen, die unter ihren Großeltern 
3 oder 4 Volljuden haben. 

Als Miſchlinge werden diejenigen angeſehen, die unter ihren Großeltern 
oder 1Volljuden haben. Dabei iſt ein Miſchling erſten Grades derjenige, 
der zwei jüdiſche Großeltern hat, ein Miſchling nur zweiten Grades derjenige, 
der einen jüdiſchen Großelternteil hat. 

Deutſchblütiger ift alſo nur der, der unter feinen 4 Großeltern keinen 
Juden hat. 

Entſcheidend für die Zugehörigkeit zum Judentum iſt naturgemäß nicht die 
Konfeſſion, ſondern die Volkszugehörigkeit. Es kann alſo ein Großelternteil auch 
dann Jude fein, wenn er einer chriſtlichen oder gar keiner Religionsgemeinſchaft 
angehört hat. Wenn ein Großelternteil allerdings der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft angehört hat, ſo wird er ohne weiteres als volljüdiſch angeſehen. 
Das hat ſeine innere Berechtigung darin, daß es zwar ſchon zur Zeit der Groß— 
eltern der jetzigen Generation zu Austritten von Juden aus der jüdiſchen Re— 
ligionsgemeinſchaft gekommen iſt, niemals aber umgekehrt zu Eintritten von 
nicht der jüdiſchen Volksgemeinſchaft Angehörigen in die jüdiſche Religions— 
gemeinſchaft. Die jüdiſche Religionsgemeinſchaft beſtand alſo immer nur aus 
auch der jüdiſchen Bluts- und Volksgemeinſchaft Angehörigen. 

Wer als dem Deutſchblütigen Artverwandter anzuſehen iſt, iſt aus den Aus- 
führungen des Reichsminiſters des Innern bereits bekannt. Es ſind dies alle 
diejenigen, die einer der Raſſen angehören, die die europäiſchen Völker ur- 


ſprünglich geformt haben bzw. Miſchlinge aus ſolchen Raffen find. 


Die verſchiedenen Möglichkeiten der Eheſchließungen werden nun im einzelnen 
im folgenden dargeſtellt. Dabei muß aber darauf hingewieſen werden, daß hier 
nur die Vorausſetzungen erörtert werden, die nach dem Blutsgeſetz vorliegen — 
nicht berückſichtigt iſt das Ehegeſundheitsgeſetz. Bei jeder beabſichtigten Ehe 
müſſen die Partner alſo noch beſonders prüfen, ob gegen die Eheſchließung nicht 


1 . geſundheitliche Bedenken nach dem Ehegeſundheitsgeſetz beſtehen. 


eutſchblütige und Artverwandte können untereinander ohne weiteres 
e Ehe eingehen (Fall 1). Kinder aus einer ſolchen Ehe gehören ohne weiteres 
der deutſchen Yluts- und Volksgemeinſchaft an. 


Deutſchblütige können mit einem Miſchling zweiten Grades eben— 
falls ohne weiteres die Ehe eingehen (Fall 2). Die hieraus hervorgehenden 
Kinder find ebenfalls der deutſchen Bluts- und Volksgemeinſchaft eingegliedert. 
Der jüdiſche Blutsanteil eines Kindes aus einer ſolchen Ehe iſt verhältnismäßig 
jo gering, daß er praktiſch keine Rolle ſpielt und deshalb dem Aufgehen des 
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Kindes in der deutſchen Bluts⸗ und Volksgemeinſchaft ernftlihe Bedenken nicht 
entgegenſtehen. 

Bei einem Deutſchblütigen und einem Miſchling erſten Grades 
liegen die Dinge jedoch anders (Fall 3). Hier iſt der jüdiſche Blutsanteil er- 
heblich ſtärker als im Fall 2. Es iſt deshalb von einer beſonderen Genehmigung 
abhängig gemacht worden, ob reines deutſches Blut ſich hier mit dem eines 
Miſchlings vermiſchen darf. Die Genehmigung hängt davon ab, wie lange die 
betreffende Miſchlingsfamilie bereits in Deutſchland wohnt und wie ſich ihre 
Vertreter zum deutſchen Volk geſtellt haben, insbeſondere alſo, ob ſie für Deutſch⸗ 
land Wehrdienſte geleiſtet oder ſich aktiv für die deutſche Volksgemeinſchaſt ein- 
geſetzt haben. Ob die Kinder aus einer Ehe, die von einer Genehmigung abhängig 
iſt, als Miſchlinge anzuſehen find oder zur deutſchen oder jüdiſchen Voltsgemein⸗ 
ſchaft gehören ſollen, wird bei allen dieſen Ehen von Fall zu Fall beitimmt 
werden. 

Eine Ehe zwiſchen einem Deutſchen und einem Juden iſt ſelbſtverſtändlich 
verboten (Fall 4, 5). Eine ſolche Ehe iſt nichtig, wenn ſie trotz des Verbots 
geſchloſſen wird. 


Tafel 2: 


Einem Miſchling zweiten Grades und einem Deutſchblütigen ſteht 
die Möglichkeit einer Eheſchließung ohne weiteres offen (Fall 1). Das wurde 
bereits bei Tafel 1 Fall 2 ausgeführt. 

Miſchlingen zweiten Grades untereinander iſt die Ehe aber ver- 
boten (Fall 2). Der bei den Eltern verhältnismäßig nur geringe jüdiſche Bluts⸗ 
anteil würde bei den Kindern viel ſtärker ſein und damit neue Miſchlinge ge⸗ 
ſchaffen werden können. Das Aufgehen der Miſchlinge zweiten Grades in die 
deutſche Volksgemeinſchaft würde hinausgezögert werden. 

Die Ehe zwiſchen Miſchlingen zweiten Grades und ſolchen erſten 
Grades iſt geſtattet (Fall 3). Sie iſt jedoch von einer Genehmigung abhängig. 
Für dieſe ſind dieſelben Geſichtspunkte maßgebend, wie für die Genehmigung von 
Ehen zwiſchen Deutſchblütigen und Miſchlingen erſten Grades (ſ. Tafel 1 Fall 3). 

Die Eheſchließung zwiſchen Miſchlingen zweiten Grades und Juden 
iſt verboten (Fall 4, 5). 


Tafel 3: * 


Bei den Miſchlingen erſten Grades find geſtattet nur die Ehen unter 


einander und mit Juden (Fall 3, 4, 5). 8 

Die Ehen zwiſchen Miſchlingen erſten Grades und Deutſchblütigen 
find nur mit Genehmigung geſtattet (Fall 1). 1 

Das gleiche gilt für die Ehen zwiſchen Miſchlingen erſten und zweiten 
Grades (Fall 2). i 

Die Eheſchließung von Miſchlingen erſten Grades untereinander konnte ohne 
weiteres geſtattet werden, weil erfahrungsgemäß aus ſolchen Ehen nur ſelten 
Kinder hervorgehen, die Gefahr der Entſtehung von Miſchlingen alſo gering iſt. 
Durch die Eheſchließung mit Juden (Fall 4, 5) bekennt ſich der Miſchling 
erſten Grades, deſſen jüdiſcher Blutsanteil ja noch verhältnismäßig ſtark iſt, zur 
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jüdiſchen Volksgemeinſchaft. Die Kinder aus ſolchen Ehen werden ohne weiteres 
Juden. Das Bekenntnis zur jüdiſchen Volksgemeinſchaft ſollte ihm zum Gegen⸗ 
ſatz zum Miſchling nur zweiten Grades nicht verwehrt werden, gerade weil ſein 
jüdiſcher Blutsanteil verhältnismäßig ſtark iſt. 


Tafel 4: ’ 


Bei den Miſchlingen erſten Grades find eine Reihe von Sonderfällen 
vorgeſehen, die alle ihre innere Begründung eben in dem Bekenntnis zum Juden 
tum finden. Ein ſolcher Miſchling gilt nämlich ohne weiteres dann als Jude, 
wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört oder wenn er mit einem 
Juden verheiratet iſt. Einem ſolchen als Juden geltenden Miſchling iſt daher 
auch nur die Cheſchließung mit Juden und Miſchlingen erſten Grades geftattet. 
Die Kinder einer folchen Verbindung werden Juden. Als Juden gelten ferner 
ſolche Miſchlinge, die aus einer Ehe ſtammen, die mit einem Juden nach dem 
17. 9. 1935 geſchloſſen worden iſt. Bei bereits beſtehenden Ehen bleibt das 
Kind Miſchling. Entſprechend gilt ein Miſchling, der aus außerehelichem Ver⸗ 
kehr mit einem Juden ſtammt und nach dem 31.7. 1936 geboren wird, als Jude. 


* 


Tafel s und 6: 


Den Juden ſchließlich bleibt nur die Möglichkeit einer Eheſchließung unter- 
einander oder mit Miſchlingen erſten Grades. Die Kinder werden auf alle Fälle 
Juden. 


Es wird ferner auf die folgenden Hefte hingewieſen: 


Heft 10. Zehn Gebote für die Gattenwahl 
Heft 11. Darf ich meine Baſe heiraten? 

Heft 15. Die Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
Heft 17. Das Ehegeſundheitsgeſetz 


. 
die zum Preiſe von je 10% vom Reichsausſchuß für 
Volksgeſundheitsdienſt bezogen werden können. 
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